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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den Bericht der Bundesregierung 
über die Automation der Steuerverwaltungen der Bundesländer 
— Stand Dezember 1966 — 

— Drucksache V/1264 — 

über den Bericht der Bundesregierung 
über die Automation der Steuerverwaltungen der Bundesländer 
— Stand Dezember 1967 — 

— Drucksache V/2749 — 


A. Bericht des Abgeordneten Vit 


Die Berichte Drucksache V/1264 und Drucksache 
V/2749 wurden am 18. Januar 1967 und 2. April 1968 
vom Präsidenten des Deutschen Bundestages gemäß 
§ 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung jeweils an den 
Finanzausschuß federführend, an den Innenausschuß, 
den Haushaltsausschuß und den Ausschuß für Kom- 
munalpoJitik, Raumordnung, Städtebau und Woh- 
nungswesen mitberatend überwiesen. 

Die beteiligten Ausschüsse haben sich in mehreren 
Sitzungen mit den Vorlagen befaßt. Der Finanzaus- 
schuß behandelte die Vorlagen in seinen Sitzungen 
am 11. Mai, 21. Juni 1967, 23., 24. Oktober und 
27, November 1968. 

Während der Innenausschuß vorgeschlagen hat, 
den Bericht über die Automation der Steuerverwal- 
tungen der Bundesländer jeweils in den Bericht der 
Bundesregierung über den Stand der elektronischen 
Datenverarbeitung in der Bundesverwaltung einzu- 
beziehen, hält es der Finanzausschuß für zweck- 
mäßig, Automationsfragen der Finanzverwaltung 
gesondert zu beraten. Der Haushaltsausschuß hat 
sich dem vom Finanzausschuß vorgelegten Entschlie- 
ßungsentwurf voll angeschlossen. 

Der Bundestag hatte in einer Entschließung vom 
14. Oktober 1966 die Bundesregierung aufgefordert. 


die Bemühungen um eine bundeseinheitliche um- 
fassende maschinelle Steuerfestsetzung und -erhe- 
bung zu fördern, und gebeten, ihm laufend hierüber 
zu berichten. Dies ist mit den Berichten in den Druck- 
sachen V/1264 und V/2749 geschehen. 

Als wesentliches Ergebnis der bisher angestellten 
Versuche ist festzuhalten, daß der Einsatz elektro- 
nischer Datenverarbeitungsanlagen bei der Steuer- 
festsetzung, dem Lohnsteuer-Jahresausgleich und 
der Einheitsbewertung des Grundbesitzes zu einer 
spürbaren Entlastung der Finanzämter geführt hat 
und es u. a. ermöglicht, den ständig steigenden 
Arbeitsanfall ohne wesentlichen Personalmehrauf- 
wand zu bewältigen. Eine umfassende Automation 
des Besteuerungsverfahrens ist aber, wie sich ge- 
zeigt hat, nur unter Einbeziehung des Erhebungsver- 
fahrens möglich, denn erst durch den maschinellen 
Verbund der Steuerfestsetzung mit der Sollstellung 
und Abrechnung der Steuerschuld kann der größt- 
mögliche Rationalisierungseffekt erreicht werden. 

ln den gemeinsamen Versuchen des Bundes und 
der Länder ist ein elektronisches Erhebungsverfah- 
ren entwickelt worden, das von der Abrechnung der 
Einzelforderung ausgeht und damit — im Gegensatz 
zu einem bei früheren Mechanisierungsversuchen als 
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Notlösung entwickelten Verfahren — gesetzes- 
konform ist. Die Beibehaltung der Einzelabrechnung, 
auf der das gesamte Steuerrecht aufbaut, hat sich 
als richtig erwiesen, denn dieses — zugegebener- 
maßen schwierige — Problem konnte schon mit den 
Computern der sogenannten 2. Generation gelöst 
werden. Der BdF sieht das in den Versuchen ent- 
wickelte Erhebungsverfahren als geeignete Grund- 
lage für das allseits erstrebte bundeseinheitliche 
Verfahren an. Es wird aber abzuwarten bleiben, ob 
alle Länder tatsächlich zur Rückkehr zu einem bun- 
deseinheitlichen Buchungssystem bereit sind. Im 


übrigen wird die Bereitschaft der Bundesländer zur 
Übernahme des elektronischen Erhebungsverfahrens 
auch von ihren finanziellen Möglichkeiten abhängen. 

Die stürmische technische Entwicklung läßt es 
zweckmäßig erscheinen, auch nach dem Abschluß der 
Versuche neue Techniken zu untersuchen und im 
Rahmen der Steuerverwaltung zu erproben. Nur so 
dürfte die ständige Anpassung der Steuerverwaltung 
an die neueste Entwicklung, die wegen der engen 
Beziehungen zur Wirtschaft unbedingt erforderlich 
erscheint, erreicht werden können. 


Bonn, den 18. Juni 1969 


Vit 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Der Deutsche Bundestag hat mit Interesse die Be- 
richte über die Automation in der Steuerverwaltung 
zur Kenntnis genommen. Er ist, wie bereits in der 
Entschließung vom 14. Oktober 1966 zum Ausdruck 
gebracht wurde (Drucksache V/957), der Auffassung, 
daß die Automation in der Steuerverwaltung mög- 
lichst schnell und umfassend weitergeführt werden 
sollte. Dabei soll sich der Bundesminister der Finan- 
zen bei den Finanzministern der Länder dafür ein- 
setzen, daß sowohl im Festsetzungsverfahren wie im 
Erhebungsverfahren im Bundesgebiet einheitliche 
Programme verwendet werden und mit den Ge- 
meinden eng zusammengearbeitet wird. 

Der Deutsche Bundestag bittet den Bundesminister 
der Finanzen, ihm über das Ergebnis der zur Zeit 
laufenden Automationsversuche sowie darüber zu 
berichten, inwieweit die technische Entwicklung auf 
dem Gebiet der Automation für die Finanzverwal- 
tung nutzbar gemacht werden kann. 


Bonn, den 18. Juni 1969 


Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Vit 

Vorsitzender Berichterstatter 
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